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Einführung von Renate Künast

Kein Tier darf ohne „vernünftigen Grund“ getötet oder gequält werden,
sagt das Tierschutzgesetz. Die Grundgesetzänderung vom 01.08.2002, bei
der „und die Tiere“ in Artikel 20a GG als Staatszielbestimmung aufgenom-
men wurde, war ein hart erkämpfter weiterer Meilenstein. Heute jedoch
ist der grundgesetzliche Schutz der Tiere bald 20 Jahre alt, die Realität aber
immer noch weit vom Anspruch entfernt.

Unser Umgang mit Tieren und andererseits unser Wissen über ihre
Fähigkeiten und Empfindungen klaffen erschreckend auseinander. Jeden
Monat erscheint eine Publikation, die Fähigkeiten von Tieren neu be-
schreibt, die wir Ende des letzten Jahrtausends noch im Bereich der Fabel
verortet hätten: Haie haben unterschiedliche Persönlichkeiten, Reptilien
können durch Nachahmung lernen, Fische nutzen (primitive) Werkzeuge,
Raben beeinflussen gezielt die sozialen Bindungen anderer und sind bei
bestimmten Aufgaben in etwa so schlau wie Orang-Utans oder Schimpan-
sen. Diese Erkenntnisse machen klar, dass wir unseren Umgang und unser
Verhältnis zu Tieren regelmäßig überprüfen müssen.

Es vergeht im Augenblick kaum ein Monat, in dem wir nicht von massi-
ven Verstößen gegen den Tierschutz hören oder lesen. Ein Beispiel sind
die Stallbrände. Es gibt jährlich circa 5 000 Brände in landwirtschaftlichen
Betrieben, dabei sterben auch viele Tiere. Im März 2021 sind bei einem
Großbrand in der Anlage Alt Tellin etwa 55.000 Schweine elendig erstickt
und verbrannt. Evakuierung unmöglich. Im Verwaltungsgerichtsverfahren
gegen diese Anlage hatte ein Brandsachverständiger aus baulichen Grün-
den genau einen solchen Brand voraus gesagt. Das Verfahren wurde seit
Jahren nicht wieder terminiert.

Es gibt weitere Gründe dafür, unseren Umgang mit Tieren und den
Wunsch nach tierischen Erzeugnissen zu hinterfragen: Ungefähr ein Drit-
tel der weltweiten Landfläche wird in irgendeiner Weise für die Tierhal-
tung genutzt, in Europa werden sogar auf mehr als 60 % der Ackerflächen
Futtermittel für Tiere hergestellt. Die Herstellung von tierischen Produk-
ten verursacht etwa 17 % aller Treibhausgase der EU. Die Notwendigkeit
einer Umkehr ist klar vorgezeichnet: Wir werden künftig immer weniger
Tiere halten können. Diese dafür aber umso besser tierartgerecht. Ohne
eine Reduktion der Tierzahlen wird die Erreichung der Ziele des Pariser
Klimaabkommens nicht erreichbar sein.
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Aktuell wird in der Gesellschaft viel über den notwendigen Umbau
der Tierhaltung diskutiert. Vorschläge werden nicht nur entwickelt, son-
dern es ist festzustellen, dass die gesellschaftliche Betriebserlaubnis für den
Großteil der heutigen Tierhaltung faktisch beendet ist. Und diese Einstel-
lung wird im Laufe der Jahre weiter wachsen. Es kann deshalb nicht nur
darum gehen, den Aufwand für bessere Tierhaltung bei den bäuerlichen
Betrieben zu honorieren. Das ist nötig, darf aber nicht den Blick verstellen
auf die notwendige Reduktion der Tierzahlen. Zudem lautet die andere
Seite der Medaille für mich: Das Tierschutzgesetz weiterentwickeln, Aus-
nahmen des Tierschutzes streichen und für alle Bereiche Mindeststandards
normieren.

Wenn wir auf der einen Seite sagen: „Gute Haltung und Aufwand wer-
den honoriert“, dann muss auf der anderen Seite auch klar sein, dass die,
die mit Tieren strafbar umgehen, ein hohes Entdeckungs- und Verurtei-
lungsrisiko eingehen, statt wie bis heute faktisch einen Wettbewerbsvorteil
zu haben.

Auf der Basis des Gutachtens von Prof. Bülte und Anna-Lena Dihlmann
zu Paragraf 17 Tierschutzgesetz haben wir in der 19. Wahlperiode einen
Gesetzentwurf in den Bundestag eingebracht. Die parlamentarische Debat-
te dazu zeigte sehr deutlich, wie gering die Durchsetzung des Tierschutzes
von einigen geachtet wird.

Wie wichtig aber die Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz
war, zeigte sich beim Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zum Kükentö-
ten: „Als Belang von Verfassungsrang ist der Tierschutz im Rahmen von
Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen und kann geeignet sein,
ein Zurücksetzen anderer Belange von verfassungsrechtlichem Gewicht -
wie etwa die Einschränkung von Grundrechten - zu rechtfertigen […]“.1
Wenngleich das Gericht hier auch wieder mit der Aufnahme einer Über-
gangszeit noch eine Zeitschleife drehte, so macht es doch klar: wirtschaft-
liche Interessen stehen nicht per se über dem Tierschutz. Tierschutz darf
nicht einfach weggewogen werden, sondern ist – gerade beim Vorhanden-
sein von Alternativen – umzusetzen. An dieser Entscheidung kam die
Bundesregierung nicht vorbei, das Verbot des Kükentötens war nicht
mehr aufzuhalten. Die für 2022 anstehende Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts über die Verfassungsklage des Landes Berlin zur Schwei-
nehaltung könnte ein noch größeres Beben für das Tierschutzrecht auslö-
sen.

1 BVerwGE 166, 32 = NJW 2019, 3096, Rn. 20

Einführung von Renate Künast
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Aber nicht nur die politische Debatte, auch der wissenschaftliche Dis-
kurs kann nicht länger ignorieren, dass die Gesellschaft ein deutliches
Mehr an Tierschutz erwartet. Wünschenswert ist auch, dass das Tierschutz-
recht in der juristischen Ausbildung künftig einen höheren Stellenwert er-
hält. Denn leider muss man heute noch feststellen: Wer in Deutschland in
der Nutztierhaltung oder beim Schlachten Tiere quält, kann immer noch
recht sicher sein, dass er oder sie dafür nicht zur Rechenschaft gezogen
wird. Zum einen, weil die Kontrollen viel zu dürftig sind. Zum anderen
aber auch, weil Handlungen und Unterlassungen gegen Tiere in der Tier-
haltung oftmals als etwas Hinzunehmendes begriffen werden, dabei ist es
tatsächlich Wirtschafts-Kriminalität. Hier findet eine Abwärtsspirale durch
systematisch mangelnde Normbefolgung statt.

Die nun in diesem Band dargelegten Expertisen sind wichtige Beiträge
zur Diskussion über die Weiterentwicklung des Tierschutzrechtes. Zwan-
zig Jahre nach der Aufnahme des Tierschutzes ins Grundgesetz müssen
und werden die Diskussionen entschiedener sein als bisher. Kastenstand,
Kükentöten, Stallbrände: Das alles sind Mahnungen an uns.

Renate Künast, Berlin, im Oktober 2021

Einführung von Renate Künast
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Vorwort von Steffen Augsberg

Das Tierschutzrecht hat lange Zeit ein Nischendasein geführt; in der
normalen juristischen Ausbildung kommt es nach wie vor kaum vor.
Dass seine Relevanz in den vergangenen Jahren deutlich stärker in die
professionsbezogene wie die allgemeine Aufmerksamkeit gerückt ist, hat
zum einen mit den Anstrengungen einschlägig engagierter Juristinnen
und Juristen, zum anderen aber auch mit einem sich verändernden gesell-
schaftlichen Umfeld zu tun. Wenn nicht alle Anzeichen trügen, stehen
wir vor bzw. schon mitten in einem Prozess fundamentalen Umdenkens,
was den Umgang des Menschen mit Tieren angeht. Die emotionale und
kognitive Dissonanz, die das Mensch-Tier-Verhältnis kennzeichnet und
erstaunliche Ignoranz und Indolenz gegenüber offensichtlichen Missstän-
den mitbegründet, weicht zunehmend realistischeren Einschätzungen –
und von dort ist der Weg nicht mehr weit zu mehr oder weniger weit-
reichenden Reformvorschlägen. Ein Tierschutzrecht, das einerseits blumi-
ge Versprechungen enthält und wohlklingende Großformeln verwendet
(„Mitgeschöpf“, „Eigenwert“, „artgemäß“, „verhaltensgerecht“), gleichzei-
tig aber allzu oft außerstande ist, auch enormes, teilweise nahezu flächen-
deckend vorhandenes Leid zu verhindern, ist erkennbar ein hochproble-
matisches, entweder unehrliches oder schlicht unzureichendes Konstrukt.
In jedem Fall stellt es vor diesem Hintergrund ein zwar komplexes und
kompliziertes, aber überaus lohnendes Unterfangen dar, den Schwächen
des geltenden, ersichtlich zumindest partiell defizitär-inkonsistenten Tier-
schutzrechts näher nachzugehen und konkrete Verbesserungsoptionen zu
prüfen. Das erscheint insbesondere deshalb dringend angebracht, als in
der jüngeren Vergangenheit immer wieder zu erleben war, wie selbst
grundlegende Kritik höchster Gerichte in der (politischen wie landwirt-
schaftlichen) Praxis weitgehend missachtet, offenkundige Rechtsverstöße
geduldet oder im Konkretisierungsverfahren übertüncht und noch sehr
kleinteilig ansetzende Reformen mit außergewöhnlich langen Übergangs-
fristen versehen wurden. Es erscheint naheliegend, aus dieser Erfahrung
der letzten Jahre/Jahrzehnte den Schluss zu ziehen, die im Interesse des
Tierwohls gebotenen Veränderungen seien nicht innerhalb des bestehen-
den gesetzlichen und untergesetzlichen Regulierungsregimes zu erreichen,
sondern verlangten eine gleichermaßen tiefer wie breiter ansetzende Neu-
orientierung. In diese Richtung deuten beispielsweise bereits die Ausfüh-
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rungen des Gutachtens des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik
beim BMEL „Wege zu einer gesellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung“
(2015) sowie des Deutschen Ethikrates in seiner Stellungnahme „Tierwohl-
achtung“ (2020).

Mit den beiden hiermit der breiteren Öffentlichkeit in Buchform zu-
gänglich gemachten Gutachten wird ein solcher Schritt im Sinne konkre-
ter Rechtsetzungsvorschläge gewagt. Sie wurden jeweils eigenverantwort-
lich und unabhängig voneinander erstellt. Zusammen stellen sie gleich-
wohl eine geschlossene, in sich stimmige Gesamtkonzeption dar. Denn
der Text von Felde/Gregori/Maisack nimmt bereits auf das Bülte/Dihlmann-
Gutachten Bezug und macht sich dessen strafrechtlichen Reformvorschlag
eines neuen § 141 StGB („Tierquälerei“) zu eigen. Gemein ist beiden Tex-
ten ferner das Grundanliegen, auf Basis einer umfassenden Analyse der
tierschutzrechtlichen Praxis Defizite des geltenden Regelungsmodells zu
ermitteln und notwendige Änderungen zu identifizieren. Das ist selbstre-
dend und richtigerweise keine durchgehende Pionierarbeit, sondern greift
auf zahl- und umfangreiche, teilweise schon länger existierende kritische
Stellungnahmen zurück. In dieser Form neu und innovativ sind aber
einerseits die innerjuridisch wichtigen, Widersprüchlichkeiten des gegebe-
nen Regelungskonzepts aufdeckenden kontinuierlichen Rückbezüge auf
höherrangiges (nationales und unionales) Recht. In der Tat dürfte es
kaum ein Rechtsgebiet geben, in dem die Kluft zwischen den vollmundig
vorgegebenen Zielsetzungen und der tatsächlichen Vollzugspraxis größer
ist. Es ist deshalb naheliegend und vernünftig, Verfassungs- wie Gesetz-
geber beim Worte zu nehmen und tierschutzrechtliche Standards nicht
auf Basis legislative Versprechungen derogierender wirtschaftlicher Zwän-
ge, sondern aus übergeordneten Wertvorstellungen heraus zu entwickeln.
Nur so kann eine konzise und kohärente Tierschutzstrategie gelingen.
Andererseits weist gerade die Erfahrung massiver Vollzugsdefizite darauf
hin, dass es eben nicht ausreicht, nur das materielle Tierschutzrecht zu
betrachten. Sinnvollerweise wird deshalb hier auch das Verfahrens- und
Prozessrecht in den Blick genommen, und es werden namentlich umfas-
sendere Mitwirkungs- und Klagerechte für Verbände und die Bundes-
und Landestierschutzbeauftragten vorgeschlagen. Erklärtes Ziel ist es, Vor-
schriften zu präsentieren, die nicht nur präzisere und tierwohlkompatible-
re Vorgaben an die Tierhaltung enthalten, sondern auch besser vollzieh-
und ggf. einklagbar sind. In diese Richtung wirkt ferner die Aufnahme
eines neuen Straftatbestands in die Kernmaterie des Strafrechts, das StGB.
Diese Positionierung trägt der Prominenz und Bedeutung des Themas

Vorwort von Steffen Augsberg
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Rechnung. Zugleich dürfte die hierdurch erreichte erhöhte Sichtbarkeit
unzulänglicher Strafverfolgung entgegenwirken.

Dass politikextern verfasste, insbesondere wissenschaftliche Gesetzge-
bungsvorschläge kaum jemals eins-zu-eins umgesetzt werden, gehört zu
ihren unvermeidbaren Eigenheiten. Das Bülte/Dihlmann-Gutachten war
zudem bereits Gegenstand parlamentarischer Befassung im Bundestag,
wurde dort indes mehrheitlich abgelehnt. Allerdings würde es Sinn und
Funktion dieser Textgattung verkennen, hieraus auf eine reduzierte Wich-
tigkeit zu schließen. Mit den nachfolgend vorgestellten Überlegungen
wird zwar einerseits eine wohldurchdachte Regelungskonzeption vorge-
stellt. Andererseits versteht es sich im demokratischen Rechtsetzungspro-
zess von selbst, dass dies nicht der Abschluss, sondern (hoffentlich) erst
der Beginn einer entsprechenden, eine Vielzahl von Akteuren und Institu-
tionen einbeziehenden Debatte ist. Angesichts der hier nur angedeuteten
reflexiven und diskursiven Defizite, im juristischen wie im politischen Be-
reich, aber auch in der allgemeinen öffentlichen Auseinandersetzung mit
dem Thema, ist das eine kaum hoch genug ein- und wertzuschätzende Auf-
gabe. Deshalb mag man über manche Vorschläge im Detail oder auch im
Ganzen streiten. Wer aber in Zukunft lege artis über das Tierschutzrecht,
seine Stärken und Schwächen, diskutieren will, wird an den beiden hier
vorliegenden Gutachten nicht vorbeigehen können. Sowohl ein mögliches
Beharren auf dem status quo als auch abweichende Reformvorschläge müs-
sen sich zukünftig mit ihnen vergleichen und an ihnen messen lassen.

Gießen, den 3. Oktober 2021
Prof. Dr. Steffen Augsberg

Vorwort von Steffen Augsberg
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